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Bekanntgabe nach § 5 UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 
für ein Vorhaben der WSW Energie und Wasser AG (WSW) in Wup-
pertal 

 

Die 

WSW Energie und Wasser AG 
Bromberger Straße 39-41 

42275 Wuppertal 

beabsichtigt, im Bereich mehrerer Baugruben  in Wuppertal - Barmen 
Grundwasser zu einem Gesamtvolumen an Wasser von 58.785 m3/a zu 
entnehmen. Die Grundwasserentnahmen sollen einer umfangreichen 
Bauwasserhaltung im Kanalbau dienen. Die Maßnahmen sollen hierbei 
auf den Grundstücken Gemarkung Barmen, Flure: 135 und 087 Flurstü-
cke: 52 und 90 erfolgen. Für dieses Vorhaben hat die WSW Energie und 
Wasser AG am 28.10.2024 die Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaub-
nis nach § 8 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBl. 
I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 20. Juli 2022 
(BGBl. I S. 1237) geändert worden ist, beantragt. 

Nach § 5 Absatz 1 Satz 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 
(BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 
2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, stellt die zuständige Behörde 
auf der Grundlage geeigneter Angaben des Vorhabenträgers sowie eige-
ner Informationen unverzüglich fest, ob nach den §§ 6 bis 14a UVPG für 
das Vorhaben eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Für das Entnehmen, Zutagefördern oder Zutageleiten von Grundwasser 
mit einem jährlichen Volumen an Wasser von 5.000 m3 bis weniger als 
100.000 m3 ist in Nummer 13.3.3 der Anlage 1 zum UVPG eine standort-
bezogene Vorprüfung des Einzelfalls vorgesehen, wenn durch die Ge-
wässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasser-
abhängige Ökosysteme zu erwarten sind. 

Nach § 7 Absatz 2 Satz 2 UVPG ist für die standortbezogene Vorprüfung 
eine überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchzuführen. In der ersten 
Stufe ist zu prüfen, ob bei dem Vorhaben besondere örtliche Gegeben-
heiten gemäß den in Anlage 3 Nummer 2.3 zum UVPG aufgeführten 
Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass 
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keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine 
UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtli-
che Gegebenheiten vorliegen, so ist in der zweiten Stufe unter Berück-
sichtigung der in Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien zu prüfen, 
ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben 
kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebie-
tes betreffen und nach § 25 Absatz 2 UVPG bei der Zulassungsentschei-
dung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vor-
haben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltaus-
wirkungen haben kann. 

Die überschlägige Prüfung ergab in der ersten Stufe, dass keine beson-
dere örtliche Gegebenheiten in Form von einem betroffenen Landschafts-
schutzgebiet, einem betroffenen Naturdenkmal und einem nahen Alt-
standort vorliegen. 

Entsprechend den eingereichten Unterlagen ergab die Prüfung zur Fest-
stellung einer UVP-Pflicht, dass im Ergebnis unter Berücksichtigung der 
Vorsorgemaßnahmen keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkung 
zu erwarten sind. Es wird daher festgestellt, dass keine UVP-Pflicht be-
steht. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Absatz 2 Satz 1 UVPG be-
kanntgegeben. Sie ist nach § 5 Absatz 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig 
anfechtbar. 

 

Im Auftrag 
gezeichnet 

 
Christian Raschke 


